Geſetz- Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 
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r. 7088.) Verordnung, betreffend die theologiſchen Prüfungen in der evangeliſch-luthe⸗ 
* riſchen Kirche der Provinz Hannover. Vom 4. Mai 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen d. 
verordnen hierdurch in Ausführung des F. 6. Nr. 2. der Verordnung vom 

17. April 1866., über die theologiſchen Prüfungen in der evangeliſch⸗lutheriſchen 

Kirche der Provinz Hannover, nach Anhörung des dortigen Landeskonſiſtoriums, 

was folgt: 

8 1 

2 Die Zulaſſung zum geistlichen Amte in der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche 

der Provinz Hannover iſt durch das Beſtehen zweier theologiſchen Prüfungen, 


pro venia concionandi und pro ministerio, bedingt. 
Die Leitung diefer Prüfungen wird in der genannten Provinz ausſchließ⸗ 


5 lich dem Landeskonſiſtorium übertragen. 


8 2. 
5 Die Zulaſſung zu der erſten Prüfung iſt, vorbehaltlich des vorſchrifts⸗ 
mäßigen Nachweiſes der Univerſttätsreife, durch ein mindeſtens dreijähriges theo⸗ 
bogiſches Studium auf einer Deutſchen Univerſität bedingt. 
Von dieſer Studienzeit müſſen wenigſtens drei Halbjahre auf einer Preu⸗ 


Bilden Univerfität zugebracht fein. 

| F. 3. 

Studirende, welche in der Reifeprüfung befriedigende Kenntniſſe im 
Hebräiſchen nicht nachgewieſen haben, müſſen dieſelben durch eine beſondere Prü⸗ 
fung darthun und nach dieſer noch fünf Halbjahre hindurch das theologiſche 


Studium fortſetzen. 
Die Prüfung iſt vor einer der wiſſenſchaftlichen Prüfungskommiſſionen 


abzulegen. 
Jahrgang 1868. (Nr. 7088.) 65 §. 4. 


Ausgegeben zu Berlin den 25. Mai 1868. 
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Die Meldung zu der erſten Prüfung hat gegen Schluß des letzten Halb⸗ 


0 


jahres der Univerſitätsſtudien, ſpäteſtens in dem darauf folgenden Halbjahre zu 1 


erfolgen. 


. 5. 


Die Meldung zu der zweiten Prüfung ſoll erfolgen, wenn ſeit dem Be⸗ 4 
ftehen der erſten Prüfung mindeſtens zwei Jahre verfloſſen find, und der Kandidat 


das 24ſte Lebensjahr vollendet hat. 


Kandidaten, welche dieſe Meldung innerhalb vier Jahre, vom Beſtehen der 


erſten Prüfung an gerechnet, nicht vornehmen, ſollen daran erinnert und können, 
wenn ſie dieſer Erinnerung nicht innerhalb eines Jahres Folge geben, von der 
Liſte der Kandidaten geſtrichen werden. 


$. 6. 
Aus beſonders dringenden Gründen kann das Landeskonſiſtorium mit Ge 
nehmigung des Miniſteriums der geiſtlichen und Unterrichts-Angelegenheiten ein 
halbes Jahr an der vorgeſchriebenen Univerſitätszeit ($$. 2. und 3.) erlaſſen. 
Auch iſt daſſelbe ermächtigt, ausnahmsweiſe aus genügenden Gründen die 
zwiſchen den beiden Prüfungen liegende Zwiſchenzeit bis auf die Dauer eines 


Jahres zu verkürzen und eine über die Friſten des $. 4. verſpätete Meldung zur 2 


erſten Prüfung anzunehmen. 9 7 
Zur Abhaltung der theologiſchen Prüfungen werden bei dem Landes⸗ 


konſiſtorium und unter deſſen Leitung zwei Kommiſſionen gebildet, deren Mitglieder 4 


jedesmal auf die Dauer eines Jahres ernannt werden. 


In der Kommiſſion für die erſte Prüfung muß wenigſtens Ein Mit⸗ a 


glied der theologiſchen Fakultät zu Göttingen ſich befinden, welches von dem 
Miniſter der geiſtlichen und Unterrichts Angelegenheiten nach Anhörung des 


Landeskonſiſtoriums beſtimmt wird. Die übrigen Kommiſſionsmitglieder ernennt 5 


das Landeskonſiſtorium mit Genehmigung des Miniſters der geiſtlichen und 
Unterrichts - Angelegenheiten vorzugsweiſe aus den geiſtlichen Räthen des Landes⸗ 
konſiſtoriums und der Provinzialkonſiſtorien. 


$. 8. 
Unter den Mitgliedern jeder Kommiſſion beſtimmt der Präſident des 


Landeskonſiſtoriums für die verſchiedenen Prüfungen, beziehungsweiſe Prüfungs 


termine den Vorſitzenden und die ſonſt Mitwirkenden in der Art, daß an jeder 
Prüfung ſich mindeſtens drei Mitglieder betheiligen, und unter denſelben bei der 


erſten Prüfung, von beſonderen Nothfällen abgeſehen, jedesmal ein Mitglied der Ei 


Fakultät, bei der 9 0 regelmäßig ein Mitglied des Propinzialkonſiſtoriums, 
deſſen Bezirke der Kandidat angehört, ſich befindet. 
a 93 
Nur die Kandidaten, welche die zweite Prüfung beſtanden haben, ſind zu 
Pfarrämtern wahl⸗, präſentations- und anſtellungsfähig. 


N a a u’ 1 rg 


$. 10. 


N ee 


$. 10. BR 5 
1 Eine dritte Prüfung findet ferner nicht ftatt. Das Landeskonſiſtorium 
kann jedoch, wenn es ſolches aus beſonderen Gründen zur Sicherung eines an⸗ 


5 gemeſſenen Urtheils für erforderlich hält, und ſeit der letzten Prüfung eine längere 


Zeit verſtrichen iſt, bei erſten Anſtellungen oder bei Beförderungen ausnahms⸗ 
weiſe die Abhaltung eines Kolloquiums 191 a 
$. 11. 

Kandidaten und Geiſtliche evangelifch - lutherifchen Bekenntniſſes, welche 
nicht der Provinz Hannover angehören, können, wenn ſie in ihrer Heimath als 
befähigt für das geiſtliche Amt gelten, ohne eine nochmalige Prüfung zu Pfarr⸗ 
ämtern in der Provinz Hannover gewählt, präſentirt oder kirchenregimentlich 
berufen werden. Dem Landeskonſiſtorium iſt aber vorbehalten, geeignetenfalls 
die Abhaltung eines Kolloquiums von denſelben zu fordern. 

Kandidaten und Geiſtliche, welche nicht dem Preußiſchen Unterthanenverbande 
angehören, können nur mit Genehmigung des Miniſters der geiſtlichen Ange: 
1 zu Pfarrämtern in der Provinz Hannover berufen oder beſtätigt 
werden. 

Jedoch ſtehen Kandidaten und Geiſtliche, welche dem Gebiete des Nord⸗ 
deutſchen Bundes angehören und das examen pro ministerio vor einer Preu⸗ 

ßiſchen Prüfungsbehörde beſtanden haben, in Anſehung ihrer Anſtellungsfähigkeit 
den Preußiſchen Kandidaten gleich. 
5 F. 12. a 

Das Landeskonſiſtorium iſt mit der weiteren Ausführung dieſer Verordnung 
beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 4. Mai 1868. 

(L. S.) Wilhelm. 
v. Mühler. 


(Jr. 7089.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. Mai 1868., betreffend die Genehmigung des Be- 
ſchluſſes des Generallandtages der Weſtpreußiſchen Landſchaft wegen 
Emiſſion vier und einhalbprozentiger Pfandbriefe. i 


i Auf Ihren Bericht vom 2. d. M. will Ich den Beſchluß des im vorigen 

Jahre verſammelt geweſenen Generallandtages der Weſtpreußiſchen Landſchaft 
wegen Emiſſion vier und einhalbprozentiger Pfandbriefe dahin genehmigen: 
„Der Beſitzer eines zum Weſtpreußiſchen Landſchaftsverbande gehörigen 

Gutes kann bei deſſen Bepfandbriefung die Ausfertigung und Ausreichung 

von Pfandbriefen mit dem Zinsfuße von vier und einem halben Pro- 

(Nr. 70887089.) zent 


— 476 — | 
zent verlangen, hat aber in dieſem Falle in den erſten zehn Jahren eine a 
Jahreszahlung von fünf und einem alben Prozent mb nach zehn Jah⸗ 
ren von fünf Prozent des Pfandbriefkapitals zu leiſten. Die Zinſen⸗ 
erſparniß der erſten fünf Jahre fließt in den Tilgungsfonds der Land⸗ 
ſchaft (. 118 —.121. I. Landſch.⸗Regl.), diejenige der folgenden Jahre 
aber wird zinſenzinslich bis zur gänzlichen Tilgung des Pfandbrie kap 
tals für jeden Pfandbriefſchuldner von der Landſchaft verwaltet. Auf 
die vier und einhalbprozentigen Pfandbriefe, inſonderheit auf die Amor⸗ 
tiſationserſparniſſe finden alle Beſtimmungen Anwendung, welche von 
den Pfandbriefen niedrigen Zinsfußes und den Amortiſationserſparniſſen 
gelten. Die Umſchreibung drei und einhalb⸗ oder vierprozentiger Pfand⸗ 
briefe alten Formulars in vier und einhalbprozentige Pfandbriefe 
. erfolgt nach Maaßgabe des durch den Allerhöchſten Erlaß vom 
5 f 18. Mai 1864. (Geſetz⸗Samml. ©. 314.) beſtätigten Regulativs. 
Sind die umzuſchreibenden Pfandbriefe aber neuen Formulars, d. h. 
auf Grund des vorgedachten Regulativs ausgefertigt, ſo hat der Guts⸗ 
beſitzer über die von ihm zu übernehmende höhere Zinsverbindlichkeit eine 
Urkunde auszustellen und mit der Priorität vor ſämmtlichen Privatgläu⸗ 
bigern in das Hypothekenbuch eintragen zu laſſen, welche der Kontrol-⸗ 
kommiſſion nebſt einem dem umzuſchreibenden Pfandbriefkapital gleich⸗ 
8 kommenden Betrage drei und einhalb⸗ oder vierprozentiger Pfandbriefe 
N neuen Formulars vor der Ausfertigung der neuen Pfandbriefe vorzu⸗ 
Er. legen iſt. Der Gutsbeſitzer iſt verpflichtet, dieſen Betrag in Pfand⸗- 
briefen neuen Formulars oder in baarem Gelde der Landſchaft einzulie | 
fern reſp. einzuzahlen , jedoch auch befugt, der Provinzial⸗Landſchafts⸗ 
direktion die Herbeiſchaffung der zu faf tenden Pfandbriefe mittelſt der 
neu auszufertigenden zu übertragen. Sobald die Provinzial⸗Landſchafts⸗ 
direktion verſichert reſp. beſcheinigt, daß die neu e ge Pfand⸗ 
briefe nur zur Einziehung der zu kaſſirenden Pfandbriefe verwandt wer⸗ 
den und bis dahin im landſchaftlichen Depoſitorium verbleiben ſollen, 
hat die Kontrolkommiſſion die neuen Pfandbriefe auch ſchon vor der 
Kaſſation der umzuſchreibenden zu beſtätigen, ſpäter aber die Kaſſation 
ſich nachweiſen zu laſſen.“ 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 8. Mai 1868. 
Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. Leonhardt, 


An den Minifter des Innern und den 
Juſtizminiſter. 


f Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 
E 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


